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Geſetz⸗Sammlung 


fuͤr die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 2709.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 27. Februar 1846., betreffend die Beſtaͤtigung ., . re- 1819 
des Regulativs uͤber die Befähigung zu den höheren Aemtern der Wer: e e 

waltung; vom 14. Februar 1846. ES } 


Au den Bericht des Staatsminiſteriums vom 14. d. M. genehmige Ich das 
„ hierbei zuruͤckfolgende Regulativ uͤber die Befähigung zu den höheren Aemtern 


5 


der Verwaltung, und ermaͤchtige das Staatsminiſterium, wegen Ausfuͤhrung 
dieſes Regulativs, welches mit Meinem gegenwärtigen Erlaſſe durch die Geſetz⸗ 
ſammlung bekannt zu machen iſt, das Erforderliche anzuordnen. 


Berlin, den 27. Februar 1846. 
Friedrich Wilhelm. 
An das Staatsminiſterium. 


Regulat i v 
über die Befähigung zu den hoͤhern Aemtern der Verwaltung. 


eber die Vorbildung, welche von den Kandidaten fuͤr den hoͤhern Verwal⸗ 
tungsdienſt zu fordern iſt, und uͤber die Prüfungen und vorbereitenden Beſchaͤf⸗ 
aber gen; welchen dieſelben ſich zu unterwerfen haben, wird, mit Aufhebung 
aller fruͤhern diesfaͤlligen Verordnungen, Inſtruktionen und Vorſchriften, hier⸗ 
durch nachfolgendes Regulativ ertheilt: 


H. 1% > 
Wer Behufs feiner Vorbereitung zum hoͤheren Verwaltun sdienſte als Vorbereiten⸗ N 
Referendarius bei einer Regierung eintreten will, muß, wenn er ſi nicht etwa de Beſchaͤftt⸗ 


in dem H. 13. bezeichneten Ausnahmefall befindet, nachweiſen, daß er bei einem Gerſchtenen 
3 


erichte als Auskultator gearbeitet und entweder die N juriſtiſche Pruͤfung 
zum Referendariat bei einem Obergerichte genügend 0 
eugniß der Reife zu dieſer Pruͤfung erlangt und eine vom Obergericht fuͤr 
brobemaͤßig erflärte Proberelation geliefert habe. 


8 2 Arafat 3 
[4 en⸗ 
Er muß ferner durch eine, bei der Regierung noch mit ihm vorzuneh⸗ . 
mende Prüfung darthun: waltunge, 
Juhrgang 1846. (Nr. 2709.) 30 daß Kunde, 


Ausgegeben zu Berlin den 18. Juni 1846. 
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daß er ſich mit den Staatswiſſenſchaften vertraut gemacht, die Haupt: 
rundſaͤtze der Nationalökonomie, der Polizei- und der Finanzwiſſenſchaft 
ich angeeignet und wenigſtens allgemeine Bekanntſchaft mit den kamera⸗ 
liſtiſchen Halfswiſſenſchaften, insbeſondere auch der Landwirthſchaftslehre, 
erlangt habe. U. 3 


Meldung zue Das Geſuch um Zulaſſung zu dieſer Pruͤfung iſt bei dem Regierungs⸗ 
n Praͤſidenten anzubringen, welcher die uͤber den Kandidaten bei dem O nn 
eführten Dienſtakten einzufordern, und wenn aus ihnen nicht etwa Bedenken 
ſich ergeben, die Prüfung anzuordnen hat. 
Daß der Kandidat zuvor ſchon die Entlaſſung aus dem Juſtizdienſt nach⸗ 
geſucht und erlangt habe, iſt nicht erforderlich. 


$. 4. 
Verfahren bei Die Pruͤfung iſt eine blos muͤndliche. Sie wird, unter dem Vorſitz des 
der Prüfung. Regierungs⸗Praͤſidenten, von zweien durch ihn, in der Regel auf ein Jahr, zu 
dieſem Geſchaͤfte zu ernennenden Regierungsraͤthen vorgenommen. 


§. 5. 
Wr 12 Ruͤckſichtlich jedes einzelnen Kandidaten iſt ein beſonderes, von dem Praͤ⸗ 
0 55 und 55 Examinatoren zu vollziehendes Protokoll aufzunehmen, welches 
enthalten muß: 

a) die Gegenftände, auf welche die Prüfung gerichtet worden iſt, ſowie die 
Ergebniſſe der Pruͤfung, ſowohl in Ruͤckſicht auf das Maaß der Kennt⸗ 
niſſe des Kandidaten, als ſeiner dabei bewieſenen Beurtheilungskraft und 
allgemeinen wiffenfchaftlichen Ausbildung ; 

b) ein beſtimmtes, nach der Stimmenmehrheit von dem Vorſitzenden und 
den Examinatoren zu beſchließendes Urtheil uͤber das Reſultat der Pruͤ⸗ 
fung, welches in einer der beiden nachſtehenden Arten gefaßt werden 


muß: 
aa) „Kandidat hat die Pruͤfung beſtanden“ (wobei den Umſtaͤnden 
nach das Praͤdikat „mit Auszeichnung“ hinzugefuͤgt werden kann), 
bb) „er hat die Pruͤfung nicht beſtanden“. 


§. 6. 
Wiederho⸗ Wenn der Kandidat die Pruͤfung nicht beſtanden hat, ſo kann er dieſelbe 
pr a nach Ablauf einer von den Examinatoren, jedoch niemals unter 6 Monaten 
zu beſtimmenden Friſt noch einmal, dann aber nicht ferner wiederholen. 


5. 7 
Einführung Hat der Kandidat die Pruͤfung beſtanden, ſo wird er als Regierungs⸗ 
ne Referendar angenommen und als folcher unter Verweiſung auf den, als Aus⸗ 


kultator geleiſteten Dienſteid im Plenum der Regierung eingefuͤhrt. 


86 
Anlegung von Ueber jeden Regierungs- Referendar werden bei der Regierung eigene 
ne Perſonalakten mit den bis dahin bei dem Obergericht über ihn geführten 7 
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den ſpaͤteren Prufungsverhandlungen angelegt, und zu denſelben alle, die per⸗ 
ſoͤnlichen und dienſtlichen Verhaͤltniſſe des Referendarius betreffenden, uͤber ſeine 
amtliche und außeramtliche Fuͤhrung, feine Leiſtungen, die Art feiner Beſchaͤf— 
tigung, den Gang ſeiner Ausbildung, ſeinen Fleiß u. ſ. w. Auskunft gebenden 
beſonderen Verhandlungen, Atteſte und Verfuͤgungen gebracht. 

9. % AU 


Die Praͤſidenten der Regierungen, die Abtheilungsdirigenten und die Beſchafti. 
übrigen Mitglieder derſelben haben es als einen beſonders wichtigen Theil ihres Nane Aus. 
Berufs anzuſehen, daß den bei dem Kollegium an eſtellten Referendarien eine bildung der 
umſichtige und forgfältige Leitung in ihrer weitern? us bildung zu Theil werde, n 
und daß fie für den Beruf, dem fie ſich gewidmet haben, eine gründliche und 
befriedigende Vorbereitung erhalten. Es iſt alſo dafuͤr zu ſorgen, daß ihre 
Ausbildung nach einem zweckmaͤßig A we Plane erfolge, daß ihnen dabei 
aber auch Zeit und Gelegenheit zu eil werde, ihre wiſſenſchaftliche Ausbil⸗ 
dung fortzuſetzen. ! . } 

n Sie in mit dem hörden Geſchaͤftsbereich der Regierung, den Reſſort⸗ 
Verhaͤltniſſen der Unterbehoͤrden und dem Geſchaͤftsgange vertraut zu machen, 
auch iſt dafur zu forgen, daß fie von den einzelnen Buͤreaus, ihrer Einrichtung 
und dem Geſchäftsbetriebe in denſelben naͤhere praktiſche Kenntniſſe erhalten. 

Sie muͤſſen nach und nach bei den verſchiedenen Abtheilungen der Re⸗ 

ierung ohne Ausnahme, mithin, wo eine beſondere landwirthſchaftliche Abthei⸗ 
ung vorhanden, auch bei dieſer beſchaͤftigt werden. 

In welcher eee dies geicheben fol, iſt mit Ruͤckſicht auf die In⸗ 
dividualität des einzelnen Referendars, die ihm etwa eigenthuͤmliche Richtung 
und Vorbereitung und andere Umftände von dem Praͤſidenten, nach vorher⸗ 
8 Berathung mit dem Abtheilungsdirigenten oder einzelnen Raͤthen, zu 

eſtimmen. In den Abtheilungen werden ſie einem oder einigen Raͤthen beſon⸗ 

ders zugeordnet, denen ſodann die Pflicht obliegt, die Referendarien, fortſchrei⸗ 
tend von leichtern zu ſchwierigern Arbeiten, angemeſſen zu beſchaͤftigen, ſich uͤber 
ihre Arbeiten Vorträge von ihnen halten zu laſſen, fie dabei mit Anweiſung 
und Rath zu verſehen und vorzugsweiſe auf Gruͤndlichkeit in der Aero 
der einzelnen Sachen und in dem Studium der dazu erforderlichen Huͤlfsmittel, 
ſo wie auf Sorgfalt und Korrektheit in den zu liefernden Arbeiten zu halten. 
Die von den Referendarien zu entwerfenden Verfügungen hat der Rath, nach 
vorgängiger Prüfung, mit zu zeichnen. Es bleibt demſelben uͤberlaſſen, von 
dem Referendarius auch uͤber einzelne Geſchaͤftsgegenſtaͤnde theoretiſche Aufſaͤtze, 
Vorſchlaͤge u. ſ. w. ausarbeiten zu laſſen und ihm daruͤber ſein Urtheil mit⸗ 
E Bei Dienſtreiſen haben die Raͤthe und auch vornehmlich die Abthei- 
ungsdirigenten und der Praͤſident nach den Umſtaͤnden einen oder den andern 
Referendarius mitzunehmen und ſich ſeiner als Protokollfuͤhrer, zu den Sub⸗ 
alterngeſchaͤften, oder, wenn dies angeht, als eines mehr oder minder ſelbſtſtaͤn⸗ 
digen Gehülfen zu bedienen. so 


Den geuͤbteren Referendarien ſind eigene Vortraͤge im Kollegium, und 
es iſt ihnen auch die Dekretur in einzelnen Sachen, moͤglichſt von Anfang bis 
(Nr. 2709.) 30 * zur 
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zur ere des Gegenſtandes, unter der Kontrolle eines Raths oder Aſſeſ⸗ 
ſors, zu uͤbertragen; ſie ſind mit felbfiftändigen kommiſſariſchen rn = zu 
verſehen, wo moͤglich eine Zeit lang bei tuͤchtigen Landraͤthen zu beſch 

auch, wenn ſie dazu faͤhig erachtet werden, gelegentlich mit der ertretung eines 
Kreisſekretaͤrs oder Landraths zu beauftragen. 

. Ueber alle dieſe Beſchaͤftigungen iſt eine gutachtliche Aeußerung des Ab⸗ 
theilungsdirigenten oder eines Raths, welchem die Beaufſichtigung des Refe⸗ 
rendars obgelegen hat, zu den Dienſtakten des letztern zu brin en, wie denn 
eine gleiche ausführliche Aeußerung uͤber die geſammte Dienſtfuͤhrung und die 
Leiſtungen eines Referendars von dem bet anderen ue abgegeben werden 
muß, wenn er von einer Abtheilung zu der anderen uͤ ergeht. 


SEAL 

Da bei den Regierungen in der Rheinprovinz und in Weſtphalen keine 
zureichende Gelegenheit vorhanden iſt, die Referendarien fuͤr die Domainenver⸗ 
waltung vollftändig auszubilden, fo find die bei denſelben angeſtellten Referen⸗ 
arten, wenn ſie nicht vorziehen, ſich ſelbſt dieſer Ausbildung wegen um die 
Annahme bei einer anderen Regierung zu bewerben, durch Requiſition des 
Regierungs⸗Praͤſidenten, einer der 4 Regierungen zu uͤberweiſen und bei 
derſelben in Domainenverwaltungs⸗Ange 5 ſo lange zu beſchaͤftigen, bis 
fie von dem Dirigenten der betreffenden? btheilung unter Zuſtimmung des Re⸗ 
gierungs⸗Praͤſidenten fuͤr genuͤgend vorbereitet erachtet werden, in welchem Falle 
daruͤber ein Zeugniß auszufertigen, dem Regierungs- Praͤſidenten, von welchem 
die Requiſition ausgegangen, zu uͤberſenden und zu den Dienſtakten zu bringen 
iſt. In welchem Stadium des Referendariats dieſe Ueberweiſung zu veranlaf- 
ſen, haͤngt vom Ermeſſen des Regierungs⸗Praͤſidenten ab. 


H. 1 2 


Aufſicht über Auch uͤber das Privatleben der Referendarien iſt, namentlich von den 
leben der de. Präſidenten, eine forgfältige Aufſicht zu führen. Es iſt darauf zu halten, daß 
ferendarien fie ſich eines anſtaͤndigen, ſittlichen Lebenswandels befleißigen. Sollten Einzelne 
r durch eine tadelhafte Führung zu einer weiteren Anſtellung ſich unwuͤrdig de 
Disziplinar⸗gen, oder die Erwartung ihrer Brauchbarkeit fuͤr den Dienſt durch ihre, 
wege. ſtungen nicht erfuͤllen, ſo iſt die Regierung nach H. 60. der Verordnun vom 
29. Maͤrz 1844. das gerichtliche und Disziplinarftrafverfahren egen Beamte 
betreffend, verpflichtet, bei den Disziplinarminifterien auf ihre ntlaffung an⸗ 


utragen. 
N H. 13. 


Beſondere Auf diejenigen Kandidaten, welche ihre Dienſtlaufbahn in einem be⸗ 
3 ſtimmten, mehr techniſchen Fache der Staatsverwaltung weiter zu verfolgen 
ferenbarien, gedenken, finden ſowohl wegen ihrer Zulaſſung zu der Prüfung und wegen 
— A dieſer Prüfung ſelbſt, als auch hinſichtlich ihrer ferneren Beſchaͤftigung beim 
Fache wid⸗ Kollegium vorſtehende Beſtimmungen im Weſentlichen ebenfalls Anwendung. 
men wollen. Sie unterliegen nur in ſofern einer Aenderun „ als einerſeits die beſondere 
8 Se auf ein beſtimmtes Fach auch eine beſondere Vorbildung für dieſes 
Fach noͤthig macht, andererſeits aber die ae ir k er 

ſtaats⸗ 
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ſtaatswiſſenſchaftliche Vorbereitung ebenfalls mit Hinſicht auf die gewählte be⸗ 
ſondere Ri 7 zu pruͤfen und fortzubilden bleibt. 
Wer insbeſondere zum Forſtreferendarius ſich meldet, muß nachweiſen 
a) daß er die techniſche Ober-Foͤrſterpruͤfung genuͤgend beſtanden, ſo wie 
b) daß er einen zweijaͤhrigen Kurſus auf einer Forſtakademie oder in einer 
anderen hoͤheren Forſtlehranſtalt zuruͤckgelegt habe. Auf das akademiſche 
Triennium wird ihm dieſer Kurſus gleichwohl nicht höher, als zu einem 
Jahre . 
Dagegen iſt ? 
c) der in $. 1 Nachweis nicht erforderlich; 5 
d) die Pruͤfung ſelbſt, wozu der Ober-Forſtbeamte der Regierung ſtatt eines 
der andern Raͤthe berufen werden muß, iſt zwar auch auf die Rechts⸗ 
und Staatswiſſenſchaft auszudehnen, jedoch dabei deren Beziehung zum 
Forſtfach beſonders zu beruͤckſichtigen. 
Dieſe letztere Ruͤckſicht iſt endlich 
auch bei der ferneren Beſchaͤftigung ſolcher Referendarien zu beachten. 
Sie bleiben zwar vorzugsweiſe dem Regierungs-Ober-Forſtbeamten und 
dem Regierungs- und Forſtrathe zugeordnet, um ſich für die Direktions⸗, 
Verwaltungs⸗, Etats⸗, Kaſſen⸗ und Rechnungsangelegenheiten des 
Forſtfachs praktiſch auszubilden. Insbeſondere aber muͤſſen die Forſt⸗ 
Referendarien nicht nur ein Jahr hindurch mit Betriebsregulirungen und 
mit der Abſchaͤtzung Koͤniglicher Forſten beſchaͤftigt, ſondern es muß 
ihnen auch nach Moͤglichkeit Gelegenheit verſchafft werden, fuͤr eine dazu 
geeignete Königliche Oberförfterei ſelbſtſtaͤndig einen Betriebsplan aufzu⸗ 
ſtellen oder eine Taxationsreviſion auszuführen. Die Zulaſſung zur hoͤhe⸗ 
ren Staatspruͤfung vor der Ober⸗Examinationskommiſſion ($. 17.) hängt 
mit davon ab, daß die genannten Arbeiten fuͤr die Zwecke der Verwal⸗ 
tung brauchbar und zur Anwendung geeignet befunden worden ſind. 
Im Uebrigen darf die Beſchaͤftigung der Forſtreferendarien in den 
andern Abtheilungen des Kollegiums, namentlich in denen fuͤr die innern 
und Polizeiangelegenheiten, mit alleiniger Ausſchließung des Militair- 
weſens, imgleichen fuͤr die Domainenverwaltung und die direkten Steuern, 
wiewohl mit Ausſchließung der Klaſſen- und Gewerbeſteuer, nicht ver: 
fäumt werden; es ſind dieſelben aber von der Abordnung zur geiſtlichen 
und Schulabtheilung (wenn nämlich bei der Regierung eine ſolche abge⸗ 
ſondert beſteht) und zur Verwaltung der indirekten Steuern zu dispenſiren. 


$. 14. 


Denjenigen Referendarien, welche ſich für die Verwaltung der indirekten v. Refcrenda⸗ 
Steuern ausbilden wollen, iſt, wenn ſie bei einer Regierung angeſtellt ſind, zu sien bei ber 
deren Reſſort die unmittelbare Leitung dieſer Verwaltung mitgehoͤrt, außer der der indirek⸗ 
ſchon nach $. 9. Statt findenden Theilnahme an den Geſchaͤften der betreffen ten Steuern. 
den Regierungsabtheilungen auch Gelegenheit zu geben, ſich durch Beſchäfti— 
gung bei einem Haupt⸗ Steuer- oder Haupt⸗Zollamt, und durch Beauftragung 
mit der einſtweiligen Dienſtwahrnehmung erledigter Stellen, mit der praktiſchen 
Fuͤhrung dieſer Verwaltung naͤher bekannt zu machen. Wenn dieſelben en 
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bei einer Regierung arbeiten, für deren Bezirk die Verwaltung der indirekten 
Steuern einer Provinzial⸗Steuerdirektion übertragen iſt, fo find fie durch Re⸗ 
quififion Seitens des Regierungs⸗Präſidenten dem Provinzial⸗Steuerdirektor zu 
uͤberweiſen, und nach deſſen Anordnung entweder unmittelbar bei der Direktion 
ſelbſt, oder bei den Haupt⸗Steuer⸗ und Haupt⸗Zollämtern zu beſchaͤftigen. Die 
Zeugniſſe des Provinzial⸗Steuerdirektors und der Vorſteher der Haupt⸗Steuer⸗ 
und Haupt⸗Zollaͤmter über die Leiſtungen des Referendars find ſodann zu deſſen 
Dienſtakten zu bringen. g. 15 


e. Referenda⸗ Unter Referendarien des Baufachs, welche als ſolche nicht in den Dienſt⸗ 

fach Bau- perhältniſſen der eigentlichen Regierungsreferendarien ſtehen, werden (nach An⸗ 
leitung der beſondern, die Prüfung der Kandidaten des Baufachs betreffenden 
Beſtimmungen) ſolche bei der Pruͤfung in allen Zweigen des Baufachs vor⸗ 
uͤglich tüchtig befundene Baukondukteurs verſtanden, welche zu der Hoffnung 
an, dereinſt zu einer hoͤhern Laufbahn in ihrem Fache geſchickt gu 
werden, und denen in dieſer Ausſicht das die Bauangelegenheiten verwaltende 
Miniſterium, welches allein fie zu Baureferendarien ernennen kann, dadurch die 
Gelegenheit gewaͤhren will, ſich bei den Regierungen ſelbſt unter Leitung der 
Raͤthe, denen ſie zugeordnet werden, namentlich aber der Regierungs-Bauraͤthe 
und als deren Gehuͤlfen, mit dem kollegialiſchen Geſchaͤftsgange und den darin 
zur Entwickelung gelangenden Gegenſtaͤnden ihres Fachs bekannt zu machen. 
Darauf bleibt alſo ihre Beſtimmung und Beſchaͤftigun beſchraͤnkt, ſowie ihre 
weitere Befoͤrderung lediglich von dem vorerwaͤhnten Ministerium abhaͤngt. 


$. 16. 
Schluß des Referendarien, welche als ſolche die ihnen obliegenden Pflichten treulich 
— a erfuͤllt haben, jedoch die Pruͤfung vor der Ober⸗Examinationskommiſſion nicht 
5 beſtehen wollen, ſind zwar bei Beſetzung untergeordneter Stellen, nach Maaß⸗ 
abe der von ihnen bewieſenen praktiſchen Brauchbarkeit, und zwar bei gleicher 
ualifikation vor den Zivilſupernumerarien, zu beruͤckſichtigen, koͤnnen jedoch zu 
Mitgliedern der Regierung oder einer anderen hoͤheren Verwaltungsbehoͤrde 
nicht befoͤrdert werden. 
Wer ſich dagegen zur Prüfung vor der Ober⸗Examinationskommiſſion 
reif fühlt, hat ſich unter überfichtlicher Berichtserſtattung uͤber ſeine bisherigen 
Arbeiten und Leiſtungen bei dem Präfidenten der Regierung um die noͤthige 
Einleitung, damit er zu dieſer Prüfung zugelaſſen werde, zu bewerben. 
f 7. 
Zeugniß der Halt der Regierungs-Praͤſident, nach ſorgfaͤltiger Berathung im Plenum 
Reife. des Kollegiums, die Zulaſſung eines Regierungsreferendarius zur Prüfung vor 
der Ober⸗Examinationskommiſſion für unbedenklich, ſo hat er hieruͤber ein 
Zeugniß auszuſtellen, welches enthalten muß: 5 
a) die namentliche Erwähnung der von dem Referendarius bei der Regie— 
rung durchgemachten Stationen, und der Hauptgeſchaͤftszweige, in welchen 
er gearbeitet, ſowie derjenigen, wovon er entbunden worden; 
b) die ſpezielle Bezeichnung der von ihm ſelbſtſtaͤndig — es ſei im Kolle⸗ 
gium oder kommiſſariſch — bearbeiteten wichtigern Dezernate und Bee 
ern 
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dern Geſchaͤfts⸗Angelegenheiten, woruͤber die verhandelten Akten eventuell 

vorgelegt werden konnen; 

c) das ausdruͤckliche und unumwundene Urtheil, daß der Referendarius, 
nach der en Ueberzeugung des Praͤſidenten und des Kolle⸗ 
iums, durch ſeine bisherigen Lelſtungen und durch ſein ganzes dienſt⸗ 
iches und außerdienſtliches Verhalten wohl vorbereitet und ausgebildet, 
auch ſonſt würdig und geeignet ſei, um als Mitglied in ein Regierungs- 
Kollegium einzutreten, 1 

und eine Ausfertigung dieſes Zeugniſſes mit den Dienſtakten des Referendars 
an die Ober-Examinationskommiſſion einzufenden, auch derſelben dabei die 
etwanigen beſonderen Bemerkungen mitzutheilen, welche auf die Beurtheilung 
des zu Pruͤfenden von Einfluß fein konnen. 

Kann dem Referendarius das Zeugniß nicht mit der ſtrengſten Gewiſſen⸗ 
haftigkeit ausgeſtellt werden, ſo muß derſelbe in einer bloßen Reſolution dar⸗ 
über bedeutet werden, daß und warum ſolches nicht ſtatthaft und was in dem 
Falle, wenn nicht gaͤnzlicher Mangel an den noͤthigen Eigenſchaften, ſondern 
nur noch einſtweilige Unvollkommenheit in einem oder dem andern Theile der 
erforderlichen Ausbildung obwaltet, annoch nachzuholen iſt. 


H. 18. ve 5 ie, bers, 


Die Ober⸗Examinationskommiſſion für die Prüfung zu hoͤhern Verwal- Ober-Exami- 
tungsaͤmtern, welche ihren Sitz in Berlin hat, befteht aus einem Vorſitzenden, naſſten 
wegen deſſen Ernennung von den Disziplinarminiſtern nach vorgaͤngiger Bera⸗ { 
thung im Staatsminiſterium, an Seine Majeftät den König zu berichten ift, 
und aus vier Mitgliedern als ordentlichen Examinatoren. 

Der Vorſitzende, welcher ſeiner Stelle bleibend vorſteht, wird in Behin⸗ 
derungsfaͤllen durch das, als ſolches, aͤlteſte Mitglied aus der Zahl der ordent⸗ 
lichen Examinatoren vertreten. Dieſe letztern ſind unter den Miniſterialraͤthen 
auszuwaͤhlen und zwar nach vorgaͤngiger Ruͤckſprache mit dem Vorſitzenden, 
einer von dem Minifter der geiſtlichen und Unterrichtsangelegenheiten, ein zweiter 
von dem Miniſter des Innern, ein dritter von dem Finanzminiſter, in Gemein⸗ 
ſchaft mit dem Chef der Domainen- und Forſtverwaltung, und der vierte (für 
alle Zweige der Rechtswi aft, das geſammte öffentliche Recht eingeſchloſſen 
von den Disziplinarminiſtern gemeinſchaftlich. Dieſer vierte Examinator kann, 
ſofern dies angemeſſen erachtet wird, und der Juſtizminiſter damit einverſtanden 
iſt, ein Mitglied des Geheimen Ober⸗Tribunals oder des Reviſionshofes fein. 

Die Ernennung zum Examinator bei der Ober-Examinationskommiſſion 


iſt als ein jederzeit widerruflicher Ehrenauftrag zu betrachten. 
$. 19. 


Die Ober-Examinationskommiſſion iſt zur letzten und höchften Prufung Beſimmung 
derer beſtimmt, welche ihre Qualifikation bewähren wollen, um zu Mitgliedern derſelben. 
der Regierungen, wozu auch die Ober⸗Forſtbeamten gehören, und der Provin⸗ 
. imgleichen zu weltlichen Mitgliedern der Konſiſtorien und 

rovinzial⸗Schulkollegien, und zu Ober-Kommiſſarien bei den Generalkommiſſio⸗ 
nen befoͤrdert werden zu koͤnnen. 
N. 2700) Zu 


© 


8 


Zu den hier genannten Regierungsmitgliedern ſind jedoch diejenigen, 
welche nicht für die allgemeine Verwaltung überhaupt, ſondern zundchft für ein 
beſonderes Fach beſtimmt ſind, wenngleich ſie den Regerungsraths⸗ Titel führen, 
nicht mitzuzaͤhlen; namentlich ſollen 

a) zu Juſtitiarien fuͤr die obgedachten Behoͤrden nur ſolche Maͤnner beſtellt 
werden, welche die hoͤchſte ha. vor der Ober-Examinationskommiſſion 
für dle Juſtizbeamten beſtanden haben; 

b) die in den Regierungskollegien als deren Mitglieder fungirenden geiſt⸗ 
lichen und Schulraͤthe, Medizinalraͤthe und Bauraͤthe haben ihre Quali⸗ 
fikation auf anderem Wege zu bewaͤhren; 

auch wird e 

c) ruͤckſichtlich der Prüfung der Landrathsamts⸗ Kandidaten auf das des⸗ 
halb ergangene Regulatio vom 13. Mai 1838. (Geſetzſammlung Seite 
423.) verwieſen. 


H. 20. 


Jr Reſſort⸗ Die Ober-Examinationskommiſſion iſt als Behörde dem Staatsminiſte⸗ 

Verhältniß. rium untergeordnet, deſſen Mitglieder das Recht haben, den mündlichen Prü- 
fungen der Kommiſſion, ſo oft ſie es angemeſſen finden, perſoͤnlich beizuwoh— 
nen. Eine gleiche Befugniß ſteht den Direktoren und Raͤthen der Miniſterien 
und den Praͤſidenten der Landeskollegien zu. 


H. 21. 


Zulaſſung zur Die Ober-Examinationskommiſſion hat ſich aus den Dienſtakten des 
el Kandidaten zu vergewiffern, ob den Vorſchriften dieſes Regulativs genuͤgt wor: 
7 den, und wenn dies nicht geſchehen, die Nachholung des Fehlenden zu veran⸗ 
laſſen, die Prüfung überhaupt oder wenigſtens das muͤndliche Examen aber fo 
lange auszuſetzen, bis dies ergaͤnzt iſt. Scheint es ihr zweifelhaft, ob der 
Kandidat uͤberhaupt zu der Prüfung zuzulaſſen ſei, ſo hat ſie ihre Zweifel, 
unter Beifuͤgung ſaͤmmtlicher betreffenden Verhandlungen, den Disziplinar⸗ 
en mitzutheilen, welchen ſodann die Beſtimmung uͤber die Zulaffung 

uſteht. 

d . 58. 

Ausnahms⸗ Wollen Männer, welche die der Prüfung vor der Ober⸗Examinations⸗ 
wer 1 2 Kommiſſion nach den Beſtimmungen dieſes Regulativs vorangehende Laufbahn 
eüfungen entweder nicht gemacht, oder doch nicht vollendet, dagegen aber ſchon in an⸗ 
in der Sele dern Dienſtverhaͤltniſſen, z. B. als Auditeurs, Militair-Intendanturbeamte, 
eines Ober-Oekonomiekommiſſarien, Univerſitaͤtslehrer u. dgl. m. fungirt haben, zu dieſer 
8 Prüfung zugelaſſen werden, fo ſoll ihnen ſolches zwar nicht unbedingt abge- 

€ ſchnitten, aber doch nur unter den Bedingungen zulaͤſſig fein, welche die, es— 
maligen beſondern Umſtaͤnde nothwendig machen. 

Die Feſtſtellung dieſer Bedingungen iſt von den Disziplinarminiſtern ge⸗ 
meinſchaftlich in jedem einzelnen Falle zu berathen und daruͤber zu beſchließen, 
auch die Beſchlußnahme jedesmal beſonders, ſowohl darauf, ob ein Kandidat 
der bezeichneten Art und in welchen Geſchaͤftszweigen derſelbe bei den verſchie— 
denen Abtheilungen einer Regierung in dem Verhaͤltniß eines n 

anno 


. 


annoch ſo lange zu beſchaͤftigen ſei, bis ihm der Präſident mit Ueberzeugung 
das vorſchriftsmaͤßige Zeugniß der Reife ertheilen kann, als darauf mitzurich⸗ 
ten, wiefern außer den im F. 24. vorgeſchriebenen Probearbeiten auch eine N 
juriſtiſche Proberelgtion aus Prozeßakten zu erfordern. 4 E 

Ohne einen ausdruͤcklichen Beſchluß der vorgedachten Miniſterien darf 
die Ober-Examinationskommiſſion dergleichen Kandidaten nicht zulaſſen. 

Bei der Prüfung der Oekonomiekommiſſarien zu der Stelle eines Ober— 
Kommiſſarius muͤſſen ſich die Kandidaten nicht nur uͤber die Gediegenheit der⸗ 
jenigen beſonderen Kenntniſſe, welche von den Oekonomiekommiſſarien gefordert 
werden, ſondern namentlich auch uͤber ihre wiſſenſchaftlichen Kenntniſſe im Fache 
der Landwirthſchaft und der mit ſolcher zuſammenhaͤngenden Naturwiſſenſchaften 
ausweiſen. 

§. 23. 


Die Prüfung vor der Ober - Eraminationsfommiffion zerfällt in eine Theile der 
ſchriftliche und in eine muͤndliche. Pruͤfung. 


§. 24. 
Zu der ſchriftlichen Pruͤfung gehoͤren folgende drei Arbeiten: Schriftliche 
1) eine Abhandlung über einen ſtaatswiſſenſchaftlichen Gegenſtand; Prufung. 


2) eine Ausarbeitung über einen polizeilichen, und 2 
3) eine über einen finanziellen Gegenſtand, wozu die Themata von der n 45 
Ober⸗Examinationskommiſſion gegeben werden. , A. 
Die zweite und dritte Arbeit ſollen mehr praktiſcher Natur ſein, und 
ſind hiernach die Aufgaben einzurichten. Es bleibt der Ober-Examinations⸗ 
Kommiſſion auch uͤberlaſſen, ob ſie dem Kandidaten Akten uͤber wirklich vor— 
gekommene Faͤlle, von einer Regierung, bei welcher er nicht gearbeitet hat, 
mittheilen, und ihm dabei vorſchreiben will, was er zu leiſten habe. Um hierzu 
ſtets im Stande zu ſein, hat die Ober-Examinationskommiſſion ſich von den 
Regierungen ein Verzeichniß von Akten, die zu dergleichen Aufgaben geeignet 
ſind, mittheilen, und ſolches von Zeit zu Zeit ae zu laffen. Glaubt der 
Kandidat eine oder die andere der von ihm bei einer Regierung gelieferten 
Ausarbeitungen der Art als polizeiliche oder finanzielle Probearbeit vorlegen 
zu koͤnnen, ſo ſoll ihm dies verſtattet ſein. 
F. 25. 
Die ſchriftlichen Probearbeiten ſind der Ober-Examinationskommiſſion in 
einer zu beſtimmenden Friſt, welche fuͤr ſaͤmmtliche Arbeiten den Zeitraum eines 
Jahres. nicht uͤberſchreiten darf, einzureichen. Wenigſtens eine derſelben muß 
von dasi Kandidaten eigenhändig geſchrieben fein, und hinſichtlich aller muß er 
die ausdruͤckliche ſchriftliche Verſicherung an Eidesſtatt abgeben, daß er ſie 
ſelbſt und ohne andere fremde Beihuͤlfe als diejenige gedruckter Bücher, an— 
gefertigt habe. 
G 
Jede der ſchriftlichen Probearbeiten wird von dem Vorſitzenden der Ober⸗ 
Examinationskommiſſion einem der Examinatoren zugetheilt, um daruͤber eine 
Jahrgang 1846. (Nr. 2709.) f 31 aus⸗ 


Muͤndliche 
Pruͤfung. 


Muͤndlicher 
Vortrag. 
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ausfuͤhrliche ſchriftliche Zenſur abzufaſſen, welche mit völliger Beſtimmtheit aus⸗ 
ſprechen muß: N 
ob die Arbeit des Kandidaten genuͤgend (gut — vorzuͤglich), 


oder 
ob ſie ungenuͤgend (nicht probemäßig) ausgefallen ſei? 

In der Zenſur iſt jedesmal nicht allein uͤber die bewieſene Gruͤndlichkeit der 
Kenntniſſe, Tiefe der wiſſenſchaftlichen Auffaſſung, Tuͤchtigkeit und Schaͤrfe des 
Urtheils, ſondern auch daruͤber Auskunft zu geben, inwiefern die Probearbeit 
von der Fähigkeit des Verfaſſers zeugt, im ſchriftlichen Vortrage, der erfor⸗ 
derlichen Gruͤndlichkeit unbeſchadet, die Gegenſtaͤnde ohne Weitſchweifigkeit mit 
mee und Beſtimmtheit in einem fließenden und gefaͤlligen Style dar— 
zuſtellen. ; 
Iſt der Ausfall der fehriftlichen Probearbeiten nach der Anſicht des Zen⸗ 
ſors ungenuͤgend, und treten die ubrigen Mitglieder der Kommiſſton, einſchließ⸗ 
lich des Vorſitzenden, bei denen die Arbeiten mit der Zenſur jedesmal zirkuliren 
muͤſſen, dieſer Anſicht entweder allgemein, oder doch in ſoweit bei, daß ſich da⸗ 
durch eine Majorität für dieſelbe bildet, fo darf die muͤndliche Pruͤfung nicht 
veranlaßt, ſondern es muß von der Ober⸗Examinationskommiſſion zuvor dar— 
uber, ob und wie weit dem Kandidaten noch anderweitige Aufgaben zu machen, 
beſchloſſen und dieſen Beſchluͤſſen genuͤgt werden. 

Liegen aber ſaͤmmtliche Zenſuren vor, und ſind die ſchriftlichen Arbeiten 
nach der Anſicht der Kommiſſion oder doch deren Majorität wenigſtens fuͤr 
genuͤgend angenommen worden, ſo iſt der Termin zur muͤndlichen Pruͤfung an⸗ 
zuberaumen. Vor dieſem Termine muͤſſen die Perſonaldienſtakten des zu Pruͤ⸗ 
fenden bei allen Mitgliedern der Kommiſſion umlaufen. 

Wenn ein Mitglied der Kommiſſion bei dem Umlauf der ſchriftlichen 
Probearbeiten und deren Zenſur Veranlaſſung findet, von dem Inhalt dieſer 
letzteren in weſentlichen Beziehun en oder gar im Reſultate abzuweichen, ſo iſt 
daſſelbe verpflichtet, ſich ſchriftlich hieruͤber auszuſprechen und ſeine Anſicht zu 
motiviren. 

§. 2. 

Die mündliche Prüfung iſt dem im F. 19. angegebenen Zwecke entſpre⸗ 
chend einzurichten und beſonders auf diejenigen Gegenftände hinzuleiten, worin 
der Kandidat zu dem Berufe, fuͤr welchen er ſeine Qualifikation nachweiſen 
will, vorzugsweiſe gruͤndlich ausgebildet ſein muß. Es kommt hierbei darauf 
an, die ganze Individualität des Kandidaten, mithin nicht blos den Umfang 
und das Maaß ſeiner theoretiſchen Kenntniſſe, ſondern auch ſeine natuͤrlichen 
Anlagen, den Grad ſeiner Urtheilsk raft, ſeiner praktiſchen Gewandtheit, ſowie 
die Gruͤndlichkeit und Tiefe ſeiner wiſſenſchaftlichen Auffaſſung des Erlernten, 
moͤglichſt vollſtaͤndig zu erforſchen. 

Br 28. 

Die Kommiſſion hat ſich ferner die Ueber zeugung zu verſchaffen, ob der 

Kandidat die Faͤhigkeit beſitzt, einen wohlgeordneten, klaren und gruͤndlichen 


muͤndlichen Vortrag zu halten. Zu dieſem ehufe iſt demſelben von bee 
ra⸗ 
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Examinatoren am Tage vor der Pruͤfung eine hierzu geeignete Sache zuzu— 
ſtellen; doch kann dazu auch eine ſeiner Probearbeiten gewaͤhlt werden. 


H. 29, 
Zu einem und demſelben Prüfungstermine find in der Regel nicht mehr Zahl der zu 


als drei Kandidaten zuzulaſſen. 4% Bee 
en. 


$. 30. 
Nach beendigter Prüfung hat jeder Examinator dem Vorſitzenden ein Zenfur des 
ſchriftliches Votum uͤber den Ausfall des Examens zuzuſtellen und dabei ein Ausfalls der 
in Beziehung auf die eigene Prüfung ausführlich begründetes, im Uebrigen aber fung, 
wenigſtens im Allgemeinen motivirtes Urtheil über das Geſammtreſultat der 
muͤndlichen Pruͤfung und des Vortrags abzugeben. 
Stimmen dieſe Vota im Weſentlichen uͤberein und tritt ihnen auch der 
Vorſitzende bei, fo it nach Maaßgabe derſelben ein beſtimmter Beſchluß abzu⸗ 
faſſen, in welchem das Reſultat der Pruͤfung in einer der nachſtehenden Arten: 
a) Kandidat hat die Prüfung zu einer Regierungs-, Raths-, Ober-Kom⸗ 
miſſarien⸗ ꝛc. Stelle beſtanden, wobei das Prädikat „mit Auszeichnung“ 
den Umſtaͤnden nach beigelegt werden kann; 7 
b) er hat die Pruͤfung ꝛc. zur Zeit noch nicht genügend beſtanden; 
c) er hat ſich bei der Pruͤfung zu einem hoͤheren Amte der Verwaltung 
unfaͤhig gezeigt; 
mit voller Beſtimmtheit ausgedruͤckt werden muß. 
Stimmen die Vota nicht überein, oder hat der Vorſitzende eine abwei- 
chende Meinung, ſo muß der Abfaſſung des Beſchluſſes eine muͤndliche Be— 
rathung und Abſtimmung vorhergehen, wobei die Stimmenmehrheit entſcheidet. 
§. 31. 
Daß der Kandidat die Prüfung beſtanden habe, iſt nur dann anzu— 
nehmen: 
5 wenn derſelbe neben einer ſoliden wiſſenſchaftlichen Bildung uͤberhaupt, 
ein gewandtes, eindringendes Urtheil und gruͤndliche, zuſammenhaͤngend 
und in ihrer praktiſchen Bedeutſamkeit aufgefaßte theoretiſche Kenntniſſe in 
den Gegenſtaͤnden ſeines kuͤnftigen Berufs an den Tag gelegt hat. 
far „zur Zeit noch nicht genuͤgend“ iſt das Ergebniß der Pruͤfung zu er— 
aͤren: 
wenn der Kandidat zwar hinlaͤngliche natuͤrliche Anlagen und eine all⸗ 
gemein wiſſenſchaftliche Bildung, in ſeinen Kenntniſſen aber noch weſent⸗ 
liche Maͤngel und Luͤcken, oder nicht genuͤgende Gruͤndlichkeit und Klar— 
heit der Auffaſſung gezeigt hat. 
Fuͤr „unfaͤhig“ aber iſt derjenige Kandidat zu erklaͤren, 
welcher, wenn auch erlernte Kenntniffe, doch dabei einen ſolchen Mangel 
an natuͤrlichen Anlagen und an allgemeiner Bildung offenbart, daß nicht 
zu hoffen iſt, es koͤnne ihm bei fortgeſetztem Beſtreben gelingen, eine hin⸗ 
laͤngliche Befaͤhigung zu hoͤheren Verwaltungsaͤmtern annoch zu er— 
langen. 
(Nr. 2709.) §. 32. 


Befoͤrderun 
in Naths⸗ 
fielen. 
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f Der Beſchluß der Ober-Examinationskommiſſion uͤber den Ausfall der 
Prufung iſt nebſt den Dienſtakten des Gepruͤften und ſaͤmmtlichen Pruͤfungs⸗ 
verhandlungen den Disziplinarminiſterien zur weitern Veranlaſſung und Be- 
ſcheidung des Geprüften einzureichen. 

§. 33. 

Nur diejenigen Referendarien, welche die Prüfung beſtanden haben, Fün- 
nen ohne Weiteres zu Regierungsaſſeſſoren befördert werden. Diejenigen, die 
noch nicht genugend beſtanden, ſich aber nicht unfähig gezeigt haben, muͤſſen, 
um zu dieſer Beförderung gelangen zu koͤnnen, ſich einer wiederholten Prüfung, 
die jedoch auf eine muͤndliche beſchraͤnkt werden kann, nach Ablauf einer von 
der Ober⸗Examinationskommiſſion zu beſtimmenden Friſt, die jedoch niemals 
unter 6 Monaten betragen darf, unterwerfen. Beſtehen ſie auch bei dieſer nicht 
vollſtaͤndig, fo ift eine fernere Wiederholung unzulaͤſſig. 

Diejenigen, welche fuͤr unfaͤhig erklaͤrt werden, ſind zu einer anderweiten 
Pruͤfung uͤberhaupt nicht zuzulaſſen. 

$. 34. 

Ob und zu welcher Zeit ein Kandidat, welcher ſich bei der Pruͤfung als 
fähig ausgewieſen hat, und deshalb als Aſſeſſor angeſtellt worden, Seiner 
Majeftät dem Könige demnächft zu einer Anſtellung als Rath in einer Regie⸗ 
rung oder bei einer andern gleichgeſtellten Provinzial⸗Verwaltungsbehorde in 
Vorſchlag zu bringen iſt, bleibt weſentlich von feiner Dienftführung als Aſſeſſor, 
von dem Fortſchreiten ſeiner Ausbildung, von ſeiner Tuͤchtigkeit und Auszeich⸗ 
nung durch Fleiß und erfolgreiches amtliches Wirken abhaͤngig. 


§. 35. 


Sowohl die Beſchluͤſſe (F. 30.) als die Berichte an die Disziplinar⸗ 
Miniſterien ſind von allen Mitgliedern der Ober-Examinationskommiſſion zu 
unterzeichnen. Die ſonſtige, in Bezug auf die Pruͤfung erforderliche Korreſpon⸗ 
denz fuͤhrt in der Regel der Vorſitzende allein, im Namen der Kommiſſion. 

Berlin, den 14. Februar 1846. 


Koͤnigliches Staatsminiſterium. 
Prinz von Preußen. 


v. Boyen. Muͤhler. v. Nagler. Rother. Eichhorn. v. Thile. 
v. Savigny. v. Bodelſchwingh. Gr. zu Stolberg. Flottwell. 
Uhden. Sch. v. Canitz. 


